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Veränderung im Vorstand der LAG-SH
Torsten Römer, ist zum 31.10.2019 aus gesundheitlichen Gründen vom Amt des 2. Vorsitzenden der LAG-SH zurückgetreten. 

Marion Brunnert übernimmt die Nachfolge von Herrn Römer. Frau Brunnert wurde am 22.11.2019 in den Vorstand kooptiert. Die Berufung wird der nächsten Mitgliederversammlung zur Bestätigung vorgelegt. 

5. Vorstandssitzung am 22.11.2019 in Erkner
Schwerpunkte

· Genehmigung des Protokolls der letzten Vorstandssitzung 
· Finanzabrechnung 31.10.2019
· Arbeitsplan des Vorstandes 

· Vorbereitung Fachtagung und Mitgliederversammlung 

· Terminplanung 2020

· Bericht EUTB und Patientenbeteiligung 

Beschluss des Bundesrates zum Angehörigen-Entlastungsgesetz
(bsvb, E-Mail vom 02.12.2019)
Gemeinsam mit anderen Interessenvertretungen behinderter Menschen hat sich der BSVB in den letzten Monaten für die Verabschiedung des Angehörigen-Entlastungsgesetzes eingesetzt. Massive Bedenken von Ländern und Kommunen waren zu überwinden. Die Mühe hat sich gelohnt: Am 29.11.2019 hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt. Es wird zum 1. Januar 2020 in Kraft treten. Eine zentrale Regelung betrifft die durch das Bundesteilhabegesetz eingeführte Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB ®). Sie wird über das Jahr 2022 hinaus finanziert und damit zu einem Regelangebot für behinderte Menschen. Mit dem Gesetz wird weiterhin geregelt, dass das Sozialamt auf das Einkommen volljähriger Kinder, deren Eltern Sozialhilfe, z.B. zur Deckung ihrer Pflegekosten oder auch in Form der Blindenhilfe erhalten, erst dann zurückgreifen dürfen, wenn deren Bruttoeinkommen jeweils 100.000 Euro übersteigt. Umgekehrt gilt dies auch für Eltern von volljährigen sozialhilfebedürftigen Kindern. Dabei gilt: Nur in Ausnahmefällen, in denen die Behörden ein Einkommen über der Schwelle vermuten, müssen Betroffene ihr Einkommen offenlegen. Erhält man als volljähriger behinderter Mensch Eingliederungshilfeleistungen, wird auf das Einkommen und Vermögen der Angehörigen künftig gar nicht mehr zurückgegriffen. Besonders hat sich der DBSV auch für die Regelung beim Recht auf Arbeitsassistenz eingesetzt: “Der Gesetzgeber hat klargestellt, dass die Höhe der Aufwendungen für eine Arbeitsassistenz nicht im Ermessen der Integrationsämter steht“, freut sich DBSV-Rechtsreferentin Christiane Möller. “Damit wird vielen blinden und sehbehinderten Berufstätigen in der Praxis geholfen, die in der Vergangenheit häufig darum ringen mussten, dass ihnen alle mit der Beschäftigung ihrer Assistenzkraft entstehenden Aufwendungen ersetzt werden“. 
Der DBSV und seine Landesvereine danken allen, die mitgeholfen haben diesen Erfolg zu erreichen.
Mehr Teilhabe und mehr Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderungen 
(MSGIV, Presseinformation vom 02.12.2019)
Der 1. Januar 2020 ist für viele Menschen mit Behinderungen ein wichtiges Datum: Ab diesem Zeitpunkt wird mit der dritten Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes ein neues Leistungsrecht eingeführt. Die existenzsichernden Leistungen (Sozialhilfe) und die Fachleistungen (Eingliederungshilfe) werden voneinander getrennt. In Brandenburg betrifft das rund 7.000 Menschen, die in einer Einrichtung leben, sowie einen Teil der rund 11.600 Menschen in Tagesstätten und Werkstätten für behinderte Menschen. Ministerin Nonnemacher dazu: „Mit der dritten Reformstufe vollziehen wir einen Perspektivwechsel. Weg vom sogenannten Fürsorgeprinzip hin zu einem modernen Teilhaberecht. Es wird nicht mehr länger nur geschaut, in welcher Einrichtung ein Mensch mit Behinderung lebt, sondern es werden endlich die individuellen Bedürfnisse des Einzelnen berücksichtigt. Ab 2020 orientieren sich die staatlichen Leistungen für Menschen mit Behinderungen also am persönlichen Bedarf. Das ist gut so. Denn die Menschen mit Behinderungen sollen ihr Leben so leben, wie sie es wollen.“ Elke Mandel, die die Aufgaben der Beauftragten der Landesregierung für die Belange der Menschen mit Behinderungen wahrnimmt, erklärt: „Damit verbessern sich die Leistungen für Menschen mit Behinderungen seit vielen Jahren. Aber das neue Verfahren ist auch sehr komplex. Nicht nur die Betroffenen, die künftig mehr Anträge stellen müssen, sondern auch für die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, die für die Bewilligung der Leistungen zuständig sind. Deshalb richten wir jetzt eine Clearingstelle ein, die bei Streitigkeiten im Einzelfall zwischen Leistungsberechtigten und Ämtern vermitteln kann. Dieses Verfahren ist für alle kostenfrei. Wir wollen natürlich, dass die Verbesserungen auch wirklich bei den Menschen ankommen, und dass Verwaltungshandeln für alle nachvollziehbar ist.“
Welttag des Ehrenamts: Freiwilligenarbeit in Brandenburg wird weiter gestärkt 
(Staatskanzlei, Pressemitteilung vom 03.12.2019)
Anlässlich des Welttags des Ehrenamts am 5. Dezember hat sich die neue Landesregierung klar zu ihrer Verantwortung für die Unterstützung des freiwilligen Engagements bekannt. Ministerpräsident Woidke betonte, dass der Ausbau der Strukturen fortgesetzt und die Attraktivität von Angeboten für die ehrenamtlich engagierten Menschen erhöht wird. In Brandenburg ist mehr als jeder Dritte ehrenamtlich aktiv. Überall haben sich vielfältige und nachhaltige Strukturen für die ehrenamtliche Arbeit entwickelt. Sie haben einen erheblichen Anteil daran, dass Brandenburg lebendig und lebenswert ist. Um deren Arbeit weiter zu erleichtern, werden in den kommenden Jahren die Engagement-Stützpunkte ausgebaut. Im Jahr 2021 soll es in jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt einen Engagement-Stützpunkt geben. Unter dem Motto „Ehrenamt braucht Hauptamt“ sollen in den bei den jeweiligen Verwaltungen angesiedelten Stützpunkten die kommunalen Aufgaben der Engagement-Förderung gebündelt werden. Sie sollen rund um das Thema bürgerschaftliches Engagement beraten. Außerdem werden dort die Ehrenamtskarte und der in diesem Jahr eingeführte Mobilitätszuschuss für Ehrenamtliche ausgegeben. Die ersten drei Stützpunkte sind in diesem Jahr in Frankfurt (Oder), Potsdam-Mittelmark und der Uckermark geschaffen worden. Im kommenden Jahr sollen vier weitere eingerichtet werden. Dazu laufen Vorbereitungen in den Kreisen Ostprignitz-Ruppin, Teltow-Fläming und Oder-Spree sowie in Brandenburg an der Havel. Das Land stellt in den Jahren 2019 und 2020 rund 630.000 Euro für den Aufbau der Engagement-Stützpunkte sowie 500.000 Euro als Mobilitätszuschuss für Ehrenamtliche bereit, die für ihre Tätigkeit weite Wege zurücklegen und keine anderweitige Aufwandsentschädigung erhalten. Der Mobilitätszuschuss soll schon im kommenden Jahr flächendeckend in allen Landkreisen an besonders Engagierte ausgezahlt werden können. Zugleich mahnte Woidke einen respektvollen Umgang mit Ehrenamtlichen und Freiwilligen an. Die Landesregierung wird auch die Prämien für freiwillige Einsatz- und Rettungskräfte weiterentwickeln. Es wird künftig einen „Tag des Bevölkerungsschutzes“ geben. Gerade die Freiwilligen Feuerwehren und Organisationen wie das Technische Hilfswerk seien wichtige Träger des strukturierten ehrenamtlichen Engagements, die das Land personell und materiell unterstütze. Künftig sollen vor allem noch mehr Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund in das System des Brand- und Katastrophenschutzes integriert werden. 
Neues „Ausbildungsportal Pflege“
(MSGIV, Presseinformation vom 04.12.2019)
Zum 1. Januar 2020 startet die neue generalistische Pflegeausbildung auch in Brandenburg. Das bedeutet für Auszubildende eine einheitliche Ausbildung, die ihnen später eine größere berufliche Flexibilität für die verschiedensten Tätigkeitsfelder in Krankenhäusern sowie ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen ermöglicht. Mit dieser weitreichenden Reform werden außerdem die Kosten der Pflegeausbildung gerechter verteilt. Mit der Reform durch das Pflegeberufegesetz des Bundes entfällt die alte Aufteilung in Alten-, Kinderkranken- oder Krankenpflege. Die künftigen Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner können mit ihrem Abschluss dann in allen Bereichen der Pflege arbeiten. Eingeführt wird auch das Pflegestudium. Das neue „Ausbildungsportal Pflege“ wurde im Auftrag des Sozialministeriums und der Liga der Freien Wohlfahrtspflege – Spitzenverbände im Land Brandenburg von der Wirtschaftsförderung Brandenburg erstellt und ist in das bekannte Brandenburger Fachkräfteportal (www.fachkraefteportal-brandenburg.de) integriert.
Marianne Seibert erneut als Vorsitzenden des Landesbehindertenbeirates bestätigt 
(MSGIV, Presseinformation vomf12.12.2019)
Marianne Seibert bleibt für weitere zwei Jahre die Vorsitzende des Landesbehindertenbeirates (LBB). Sie ist bereits seit 2003 Vorsitzende des LBB. Wiedergewählt wurden auch ihre Stellvertreterin Susanne Meffert (Geschäftsführerin der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung – Landesverband Brandenburg e.V.) und ihr Stellvertreter Bernd Pieda (Vorstandsvorsitzender des Landesverbandes für körper- und mehrfachbehinderte Menschen Berlin-Brandenburg e.V. und Vorstandsmitglied des Vereins Spastikerhilfe Berlin). Sozialministerin Ursula Nonnemacher gratuliert ihnen zur Wiederwahl. Der LBB übt seine ehrenamtliche Tätigkeit auf Grundlage des Brandenburgischen Behindertengleichstellungsgesetzes aus. Er unterstützt die Landesregierung bei der Aufgabe, gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen zu schaffen und soll von der Landesregierung vor dem Einbringen von Gesetzentwürfen und dem Erlass von Rechtsverordnungen, die die Belange von Menschen mit Behinderungen betreffen, angehört werden. In den Beirat werden Vertreterinnen und Vertreter der landesweit tätigen Behindertenverbände, der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege sowie der Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstatträte, des Städte- und Gemeindebundes, der Bundesagentur für Arbeit, der Arbeitgeberverbände, der Gewerkschaften, des Behindertensportverbandes sowie des Integrationsamtes berufen. 

Nur mit echter Partizipation von Menschen mit Behinderungen können die Menschenrechte der Betroffenen realisiert werden
(Deutscher Behindertenrat DBR, Pressemitteilung vom 03.12.2019)
Anlässlich des UN-Welttages der Menschen mit Behinderungen am 3. Dezember hat der Deutsche Behindertenrat (DBR) mit Menschen aus ganz Deutschland über die konkreten Perspektiven und Erfolgsfaktoren von Partizipations- und Mitbestimmungsmöglichkeiten diskutiert. Bei der Mitgestaltung, Mitbestimmung und Miteinbeziehung von Menschen mit Behinderungen bedarf es nach Meinung der Teilnehmenden verbindlicher Standards, die Transparenz und einen fairen Austausch auf Augenhöhe garantieren. Außerdem bedarf es der Sensibilisierung der Gesellschaft in allen Bereichen – Verwaltung, Arbeitgeberseite sowie Inklusion von Anfang an und lebenslang. Vor 10 Jahren wurde die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von Deutschland ratifiziert. Sie ist damit geltendes Recht. Ein Wesensmerkmal der UN-BRK ist die Verpflichtung aller staatlichen Stellen, die Partizipation von Menschen mit Behinderungen zu realisieren. Nur so kann dieses weltweite Übereinkommen für behinderte Menschen menschenrechtskonform umgesetzt werden. 
Traditionell wird auf dieser Veranstaltung der Staffelstab für den Vorsitz des Sprecherrates weitergegeben. Für 2020 übergab Horst Frehe von der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. den Staffelstab an die neue Sprecherratsvorsitzende Verena Bentele, Präsidentin vom Sozialverband VdK, um die Koordination der politischen Arbeit des DBR fortzuführen. Zu den im kommenden Jahr zu bearbeitenden Themen nannte sie u.a. die barrierefreie Gesundheitsversorgung, die Umsetzung der Antidiskriminierungsrichtlinie, ein inklusiver Arbeitsmarkt, eine höhere Ausgleichsabgabe für Unternehmen und die Anpassung der Steuerpauschbeträge für behinderte Menschen. 
Der G-BA entledigt sich ohne Not einer Möglichkeit der Qualitätskontrolle 
(Pressemitteilung der Patientenvertretung im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) vom 06.12.2019)
Der G-BA hat mit seiner Entscheidung zur MDK-Qualitätskontroll-Richtlinie (MDK-QK-RL) einen spürbaren Schritt zurückgetan. Viele Jahre war die Qualitätssicherung im Gesundheitswesen dadurch gekennzeichnet, dass Anforderungen und Verpflichtungen für Ärzte, Krankenhäuser und sonstige Leistungserbringer entwickelt wurden. Deren Umsetzung kam nur schleppend in Gang und sanktionierende Regelungen fehlten weitgehend. 2017 hatte die Patientenvertretung beantragt, in der MDK-Qualitätskontroll-Richtlinie des G-BA vorzusehen, dass auch die gesetzlich anerkannten Verbände der Patientenvertretung auftragsbefugt sein sollten. Dem wurde nicht gefolgt. Der G-BA beschloss, selbst Prüfaufträge erteilen zu können. Für die Patientenvertretung relevant war, dass sie in dieser Gestaltungsform immerhin ein Mitspracherecht hat und über ihr Antragsrecht im besonderen Einzelfall ein Prüfverfahren anstoßen kann. Im Oktober 2019 beschloss nun der G-BA sich dieser Befugnis wieder zu entledigen. Mit dieser Selbst-Herausnahme aus dem Kreis der möglichen Auftraggeber zur Überprüfung nimmt sich der G-BA selbst die Möglichkeit, auf die Einhaltung seiner Vorgaben zu dringen und mit gezielten Prüfungen nachzuhalten. Er fällt damit auf die Rolle eines Beobachters zurück. Diese Entscheidung schwächt auch die Position aller Patientinnen und Patienten. Sie sind diejenigen im System, die ein wirklich existentielles Interesse an der Qualität haben. 
Neuerungen im Datenschutz 

(BAG SELBSTHILFE, LAG-Dienst Nr. 77/2019 vom 10.12.2019)
Das Zweite Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz (2. DSAnpUG-EU) ist in Kraft getreten. Es enthält zahlreiche notwendige Änderungen und Anpassungen in verschiedenen Gesetzen, die aufgrund der EU-Datenschutzgrundverordnung erforderlich geworden waren. Für Verbände und kleinere Betriebe enthält das 2. DSAnpUG-EU eine interessante Neuerung bezüglich der Pflicht zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten. Bisher bestand die Pflicht zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten u.a. dann, wenn mindestens zehn Personen in der Organisation ständig mit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten befasst sind. Die entsprechende Regelung wurde nun dahingehend geändert, dass diese Pflicht erst ab einer Anzahl von 20 Personen entsteht. Damit wollte der Gesetzgeber zu einem Bürokratieabbau in kleineren Betrieben und Vereinen beitragen. Es bleibt aber bei der Empfehlung, einen Datenschutzbeauftragten auch im Falle einer nicht bestehenden Pflicht zu bestellen. Eine freiwillige Bestellung macht nicht zuletzt deshalb Sinn, weil dadurch der Vorstand und die Geschäftsführung, aber auch die Mitarbeiter, die im Verein mit der Datenverarbeitung befasst sind, entlastet und unterstützt werden. Denn der Datenschutz kann deutlich gestärkt und effektiver gestaltet werden, wenn sich eine „unabhängige“ Person speziell mit der Frage befasst, ob und inwieweit die datenschutzrechtlichen Bestimmungen innerhalb der Organisation tatsächlich beachtet und umgesetzt werden. 

Abschlusskonferenz “MITREDEN – MITGESTALTEN: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe“

(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 10.12.2019)
Die BAG SELBSTHILFE hat im Rahmen einer Reihe von Sitzungen gemeinsam mit den anderen Vertreterinnen und Vertretern des Deutschen Behindertenrates die Erwartungen der Behindertenselbsthilfeorganisationen an eine moderne inklusive Kinder- und Jugendhilfe gegenüber dem Bundesministerium für Familie, Jugend, Frauen und Senioren vertreten. Das Ministerium hat zwischen Herbst 2018 und Dezember 2019 den Dialogprozess „Mitreden – Mitgestalten“ durchgeführt. Die Abschlusskonferenz fand am 10. Dezember 2019 in Berlin statt. Im Rahmen der Abschlusskonferenz wurden Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung präsentiert und die Ministerin Dr. Giffey äußerte sich zu den Eckpunkten, die aus Sicht ihres Hauses in die Erarbeitung eines Gesetzentwurfs einfließen sollen. Das Ministerium will das Thema „Partizipation“ als Querschnittsthema im Gesetzesvorhaben aufgreifen. Für die BAG SELBSTHILFE waren die Workshops, die auf der Konferenz durchgeführt wurden, nochmals ein Anlass dafür, die Beteiligung der Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderung im Zusammenhang inklusiver Kinder- und Jugendhilfe zu fordern. Denn eines der wissenschaftlichen Ergebnisse ist, dass zwar die Betroffenen zu über 95 Prozent erwarten, angemessen informiert und beteiligt zu werden an Hilfeplanung und 

-gestaltung, dass aber auf Seiten der Fachkräfte nur 40 Prozent verbindliche Vorgaben zur Partizipation an der Hilfeplanung befürworten. 
Stellungnahme der BAG SELBSTHILFE zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der intensivpflegerischen Versorgung und medizinischen Rehabilitation in der gesetzlichen Krankenversicherung (FKV-IPRG)
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 13.12.2019)
Die BAG SELBSTHILFE bedauert es sehr, dass die umfangreiche Kritik am ersten Entwurf des Gesetzes nicht dazu geführt hat, dass das Selbstbestimmungs- und Wahlrecht der betroffenen Patient*innen nach dem neuen Entwurf wirklich zu respektieren ist. Die BAG SELBSTHILFE kann das Anliegen des Gesetzgebers nachvollziehen, Qualitätsmängel und Fehlversorgung im Bereich der Intensivpflege zu beseitigen. Auch die Zielsetzung des Referentenentwurfs, für bestimmte Personengruppen den Zugang zur Rehabilitation zu erleichtern, wird positiv gesehen. Mit Empörung ist jedoch zurückzuweisen, dass der Verbleib in der Häuslichkeit wiederum faktisch unter den Genehmigungsvorbehalt der Krankenkassen gestellt wird. Wünschen der Betroffenen soll nun gefolgt werden, wenn der Verbleib in der Häuslichkeit „angemessen“ ist. Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Gesetzesbegründung vor allem danach, ob eine Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft noch möglich ist. Damit sollen offenbar Krankenkassen ethische Grundsatzentscheidungen treffen bzw. als Kostenträger mit entsprechenden Interessenkonflikten auch dahingehend beraten, für die der Gesetzgeber keinerlei Maßgaben vorgibt und für die es international auch keine Standards gibt. Nach Ansicht der BAG SELBSTHILFE verletzt der vorliegenden Entwurf die Betroffenen nicht nur in ihrem Selbstbestimmungsrecht und genügt damit den verfassungsrechtlich abgesicherten Maßgaben aus Art. 2 Abs. 2 und Art. 1 GG und den Maßgaben der UN-BRK nach wie von nicht. Durch die Regelung sollen massive Grundrechtseingriffe per Gesetz für einen unbestimmten Personenkreis eröffnet werden. Insgesamt gilt: Auch Menschen mit einem hohen Bedarf an medizinischer Behandlungspflege und kontinuierlicher Beatmung haben ein verfassungsrechtlich abgesichertes Recht, ihren Aufenthaltsort frei wählen zu können und in ihrem familiären Umfeld zu leben! Unverständlich ist, warum der Referentenentwurf nicht im ersten Schritt zunächst über die vorgesehenen Rahmenempfehlungen die naheliegende Konsequenz auf den teilweise bestehenden Qualitätsdefiziten und Fehlversorgungen zieht und die Qualitätstransparenz für die Versicherten verbessert sowie intensive Qualitätskontrollen einführt. 
Was macht die Bundesfachstelle Barrierefreiheit?

(kobinet NACHRICHTEN vom 22.11.2019)
Im Juli 2016 wurde die Bundesfachstelle Barrierefreiheit im Rahmen der Reform des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes geschaffen. Angesiedelt ist sie bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See mit Sitz in Berlin. Die Fachaufsicht hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales inne. Die Aufgaben der Bundesfachstelle sind in § 13 BGG festgeschrieben, dort allerdings sehr allgemein gehalten. Die Mitarbeiter beraten in aller erster Linie Bundesbehörden bei der Umsetzung der Barrierefreiheit, darüber hinaus auch andere Behörden, Unternehmen, die Zivilgesellschaft sowie Einzelpersonen mit oder ohne Behinderung. Zu den Aufgaben der Fachstelle gehört neben der Erstberatung die Veröffentlichung wichtiger Informationen zu den unterschiedlichen Feldern der Barrierefreiheit auf ihrer Webseite. Die Netzwerkarbeit macht einen wesentlichen Teil der Tätigkeit aus. Die bei der Bundesfachstelle auflaufenden Anfragen decken die gesamte Palette der Barrierefreiheit ab. Der Schwerpunkt liegt aber mit weitem Abstand in den Bereichen Gebäude und Informationstechnik. Das Thema Barrierefreiheit ist recht komplex. Dr. Volker Sieger, Leiter der Bundesfachstelle Barrierefreiheit, sieht in nahezu allen Bereichen Handlungsbedarf. Besonders kritisch ist seiner Meinung nach, dass Private immer noch nicht ausreichend zu Barrierefreiheit verpflichtet werden. Der größte Handlungsbedarf existiert für ihn im Bereich der Informationstechnik. Wenn das, was heute an Systemen und Software entwickelt wird, die Barrierefreiheit ausreichend berücksichtigt, werden Zugangs- und Nutzungsbarrieren von vornherein ausgeschlossen bzw. minimiert. Wenn Barrierefreiheit in der Informationstechnik heute allerdings nicht bedacht werden, werden langfristig Menschen mit unterschiedlichen Einschränkungen ausgeschlossen. Dieser Tragweite muss man sich bewusst sein, so Dr. Sieger. 
Teilhabeempfehlungen an die Bundesregierung: Mehr Inklusion wagen!
(Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, Pressemitteilung vom 03.12.2019)
Jürgen Dusel, Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, hat anlässlich des zehnjährigen Jubiläums des Inkrafttretens der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland zum ersten Mal Teilhabeempfehlungen an die Bundesregierung veröffentlicht. „In den vergangenen Jahren hat sich viel getan. Insbesondere der Blick auf Menschen mit Behinderungen hat sich verändert, vor allem aber auch das Selbstbewusstsein der Menschen, für ihre Rechte zu kämpfen. Wo Licht ist, gibt es aber auch Schatten und das trifft auf den Stand der Inklusion in Deutschland zu“, so der Beauftragte. Die Teilhabeempfehlungen sollen Hinweise geben, an welchen Stellen Handlungsbedarf besteht. Jürgen Dusel fordert, deutlich mehr in Barrierefreiheit zu investieren. Inklusion ist kein Akt der Barmherzigkeit, sondern ein fundamentales Menschenrecht. Auch muss die Verpflichtung privater Anbieter zur Barrierefreiheit endlich ernsthaft angegangen werden. Die abgegebenen Empfehlungen betreffen die Themen Gesundheitliche Versorgung, Kinder- und Jugendliche mit Behinderungen, Wohnen, Teilhabe am Arbeitsleben, Digitalisierung. Außerdem wird ein Ausblick auf die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes gegeben. Die Teilhabeempfehlungen können unter folgendem Link heruntergeladen werden: https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Publikationen
Menschenrechtsinstitut fordert mehr barrierefreie Arztpraxen

(Deutsches Institut für Menschenrechte, Pressemitteilung vom 02.12.2019)
„Menschen mit Behinderungen sind in besonderem Maß auf medizinische Unterstützung angewiesen, können sie aber oft nicht in Anspruch nehmen, weil Arztpraxen nicht barrierefrei sind“, erklärt Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts für Menschenrechte. Lediglich 21 Prozent der Praxen sind für Menschen, die einen Rollstuhl nutzen, zugänglich und nur 11 Prozent erfüllen mindestens drei Kriterien der Barrierefreiheit. Ein Überblick über die Barrierefreiheit von Arztpraxen auf der Grundlage eines bundesweit einheitlich definierten Kriterienkatalogs, der alle Arten von Beeinträchtigungen berücksichtigt, fehlt bislang. Das Institut begrüßt deshalb, dass die Kassenärztlichen Vereinigungen die Versicherten ab dem 1. Januar 2020 im Internet nach bundesweit einheitlichen Kriterien über die Barrierefreiheit von Arztpraxen informieren müssen. Grundlage ist eine entsprechende Informationspflicht des im Mail 2019 in Kraft getretenen Terminservice- und Versorgungsgesetz (§ 75 SGB V). 
Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg - Verbändetag 

(LASV Aktuell)
Am 15. November fand im Landtag Brandenburg in Potsdam das jährliche Treffen des LASV mit den Vertretern der Verbände von Menschen mit Behinderung und der Sozialverbände statt. Zu Beginn wurde zum aktuellen Umsetzungsstand des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) im Land Brandenburg informiert. Zu den Vorhaben im kommenden Jahr gehören u.a. die Erarbeitung neuer Leistungspakete in der Eingliederungshilfe, die Weiter- und Qualitätsentwicklung der Eingliederungshilfe sowie die Arbeitsaufnahme der Clearingstelle. Simone Klimke vom LASV sprach zum Schwerbehindertenfeststellungsverfahren. Sie wies in ihrem Vortrag auf die Vorteile des Online-Antrages hin. Uwe Anske, LASV, erläuterte die Grundlagen zur Bewertung des Grades der Behinderung (GdB) nach dem Schwerbehindertenrecht. Er machte klar, dass nicht die Diagnosen, sondern die mit der Gesundheitsstörung verbundenen Funktionsbeeinträchtigungen des Organsystems bewertet werden. Ein weiteres Thema war der Datenschutz und die Datensicherheit im Verwaltungsverfahren unter Beachtung der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). So müssen Betroffene in die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einwilligen und auf ihre Rechte, z.B. auf Auskunftserteilung, auf Löschung bzw. Berichtigung ihrer Daten, vom Verantwortlichen hingewiesen werden. Zum Onlinezugangsgesetz (OZG) berichtete Jörn Seidenkranz aus dem Referat 62 des MIK. Gemäß dem OZG sind der Bund, die Länder und die Kommunen verpflichtet, bis Ende des Jahres 2022 alle geeigneten Verwaltungsleistungen den Bürgern und Bürgerinnen sowie Unternehmen auch online zur Verfügung zu stellen. 
Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderung: Unternehmen schärfer sanktionieren 
(Deutscher Gewerkschaftsbund Bundesvorstand, Pressemitteilung 02.12.2019)
Mit ihrer Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention 2009 hat sich die Bundesregierung zu einer gleichberechtigten Teilhabe und Integration von Menschen mit Behinderung verpflichtet. Beim Abbau der überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit kann sie jedoch auch nach mehr als 10 Jahren keine nennenswerten Erfolge verzeichnen. Statt sich wie in den letzten Jahren auf Sensibilisierung und Werben zu beschränken ist es an der Zeit, dass der Gesetzgeber endlich ernst macht und entschlossen steuert. Unternehmen, die die Beschäftigungspflicht schwerbehinderter Menschen nicht ernst nehmen, müssen deutlich schärfer sanktioniert werden. Derzeit zahlen Arbeitgeber, die die Beschäftigungsquote nicht erfüllen, maximal 320 Euro pro fehlenden Arbeitsplatz pro Monat. Das können die meisten aus der Portokasse begleichen. Der DGB fordert deshalb, die Ausgleichsabgabe deutlich zu erhöhen: 

· Bei einer Beschäftigungsquote von 3 bis weniger als 5 Prozent wird die Ausgleichsabgabe pro fehlenden Arbeitsplatz/Monat zukünftig von 125 auf 205 Euro angehoben. 

· Bei einer Beschäftigungsquote von 2 Prozent bis weniger als 3 Prozent wird die Ausgleichsabgabe zukünftig von 220 Euro auf 500 Euro angehoben. 
· Bei einer Beschäftigungsquote von weniger als 2 Prozent wird die Ausgleichsabgabe zukünftig von 320 Euro auf 750 Euro angehoben. 
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